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Heimatlos unter Feinden ...  
Das Schicksal der verfolgten Reichs- und Volksdeutschen in Ost-Mitteleuropa von 1944 
bis 1951 
Band IX/16 
 
 
Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa 
 
Nachkriegsziele der Siegermächte  

>>Wer über gewisse Dinge den Verstand nicht verliert, hat keinen zu verlieren.<< (Gott-
hold Ephraim Lessing) 

Die Westmächte entschieden den Zweiten Weltkrieg zwar militärisch, aber bei den Konferen-
zen in Teheran und Jalta hatten sie schon vorzeitig den politischen Machtkampf gegen Stalin 
verloren.  
Nach der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Wehrmacht und Verhaftung der "Dö-
nitz-Regierung" übernahm der Alliierte Kontrollrat (bestehend aus den Hauptsiegermächten 
bzw. den 4 Oberbefehlshabern der Besatzungszonen) die gesamte Regierungsgewalt in 
Deutschland, so daß alle deutschen Staatsbürger zu Subjekten der Besatzungsmächte wurden. 
Der Alliierte Kontrollrat konnte nur Beschlüsse fassen, falls keine Besatzungsmacht wider-
sprach.  
Das Deutsche Reich sollte ursprünglich nicht langfristig aufgeteilt oder vollständig besetzt 
werden. Gemäß den Vereinbarungen der Atlantik-Charta wollte man nach dem Kriegsende 
wieder einen "Status quo ante" (den Zustand, wie er vorher war) herstellen. Die Deutschen 
sollten lediglich bedingungslos kapitulieren, denn die westlichen Alliierten hatten den Krieg 
nicht zu Eroberungszwecken, sondern nur zur Verteidigung geführt.  
Angesichts der grauenhaften Verhältnisse, die man in den befreiten NS-Vernichtungs- und 
Konzentrationslagern erlebt hatte, reagierten vor allem die westlichen Siegermächte und die 
Weltöffentlichkeit schockiert und entrüstet, so daß die Deutschen zunächst keine Gnade er-
warten konnten (x059/105). US-General Eisenhower gab z.B. eine Direktive heraus, daß 
Deutschland nicht zum Zwecke der Befreiung, sondern als besiegter Feindstaat besetzt werden 
sollte. Die nordamerikanischen Befehlshaber hätten nur einzugreifen, wenn Hungersnöte, 
Seuchen oder Revolten die Besatzungstruppen direkt gefährdeten. Kontakte mit deutschen 
Zivilisten und deutschen Beschäftigten sollten auf ein Mindestmaß beschränkt werden.  
Nordamerika verlangte keine Gebiete und verzichtete zunächst auf materielle Entschädigun-
gen. In erster Linie sollten alle schuldigen Deutschen für die NS-Massenverbrechen zur Re-
chenschaft gezogen werden. Nach der Entnazifizierung plante man, in Deutschland eine libe-
rale Demokratie und privatkapitalistische Wirtschaftsformen zu errichten. 
Nach der Zerschlagung des Deutschen Reiches fehlte eine westeuropäische Pufferzone gegen-
über der UdSSR, denn Polen konnte die ursprünglich geplante Nachfolge der Deutschen nicht 
übernehmen. Churchill warnte die Nordamerikaner deshalb eindringlich davor, die besetzten 
mitteldeutschen Gebiete an die Sowjets abzutreten. US-Präsident Truman ließ die nordameri-
kanischen und britischen Truppen aber trotzdem vom 1. bis 4. Juli 1945 aus Mitteldeutschland 
abziehen, weil er die vertraglichen Vereinbarungen unter allen Umständen erfüllen wollte.  
Mit der Auslieferung Mitteldeutschlands gab Truman vor den Potsdamer Verhandlungen eine 
äußerst wichtige Trumpfkarte aus der Hand, obgleich die westlichen Alliierten völlig unbe-
drängt waren (x114/2.102). Für Stalin, der bisher fast alle Zusagen mißachtet hatte, kam der 
freiwillige Abzug der Nordamerikaner und Briten jedenfalls völlig überraschend, denn die 
Sowjets waren damals überhaupt nicht in der Lage, militärische oder politische Druckmittel 
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einzusetzen.  
Nach dem Rückzug der westlichen Alliierten besaßen die Sowjets nicht nur Ostdeutschland, 
sondern sie kontrollierten auch alle mitteldeutschen Gebiete und standen sprungbereit an der 
Elbe. Ein bis dahin unvorstellbarer europäischer Alptraum war plötzlich Wirklichkeit gewor-
den.  
Sir Brian Robertson (General, Militärgouverneur der britischen Besatzungszone und Hoher 
Kommissar in der Bundesrepublik) kritisierte später die nordamerikanische Außenpolitik 
(x128/193-194): >>Von allen falschen Vorstellungen hatten die, denen sich Präsident Roose-
velt hingab, die schwerwiegendsten Folgen, denn sie beherrschten das amerikanische Denken 
und Handeln in den ersten 2 sehr wichtigen Jahren nach dem deutschen Zusammenbruch. ... 
Präsident Roosevelts "Großer Plan" für den künftigen Frieden der Welt beruhte auf einer die 
Vereinten Nationen beherrschenden russisch-amerikanischen Partnerschaft. ... Hand in Hand 
mit dieser Konzeption ging eine harte Deutschlandpolitik. Die grausame Unmenschlichkeit 
des Morgenthau-Plans, Deutschland seine gesamte Industrie zu nehmen, ging Roosevelt zu 
weit, aber der Plan wurde eigentlich nur aufgeschoben und nicht fallengelassen.<< 
Großbritannien wollte den wirtschaftlichen Machtfaktor Deutschland zwar ausschalten, aber 
Churchill war auch daran interessiert, die Deutschen wieder "auf eigene Füße" zu stellen, um 
die sowjetische Expansionsgefahr einzudämmen. Im Juli 1945 wurde die britische Außen- 
bzw. Deutschlandpolitik jedoch durch einen Regierungswechsel regelrecht gelähmt, weil die 
unerfahrenen Außenpolitiker der siegreichen Labour-Party den erfahrenen Churchill nicht 
ersetzen konnten. Die Briten unterstützten später vor allem die nordamerikanische Zentralisie-
rungspolitik, da sie US-Hilfen für die britische Besatzungszone benötigten (x148/14). 
Frankreich forderte hartnäckig die Aufteilung des Deutschen Reiches, annektierte das Saar-
land, schlug die Bildung eines autonomen Rheinstaates (Ruhrgebiet) vor und widersetzte sich 
zunächst allen Versuchen, die westdeutschen Zonen zu vereinigen, weil man das Deutsche 
Reich langfristig schwächen wollte. 
Stalin hatte die Prinzipien der Atlantik-Charta ("Verteidigung des Weltfriedens und der Frei-
heit") ebenfalls formell akzeptiert. Diese Zusage hinderte den sowjetischen Diktator in den 
letzten Kriegsjahren jedoch nicht, die anglo-amerikanischen Verbündeten unentwegt zu hin-
tergehen und schließlich vor vollendete Tatsachen zu stellen. Stalin, der bis zur deutschen 
Kapitulation fast alle angestrebten Expansionsziele verwirklicht hatte, war nicht bereit, be-
setzte Gebiete preiszugeben. Die argwöhnischen Stalinisten unterstellten den Kapitalisten 
naturgemäß Weltherrschaftspläne und setzten in den "befreiten Ländern" ihre bewährte ge-
waltsame Unterdrückungspolitik und aggressive Gleichschaltungsmaßnahmen durch.  
M. Djilas schrieb z.B. bereits im April 1945 über Stalins Nachkriegsziele (x149/114): >>Die-
ser Krieg ist nicht wie in der Vergangenheit; wer immer ein Gebiet besetzt, erlegt ihm auch 
sein eigenes gesellschaftliches System auf. Jeder führt sein eigenes System ein, soweit seine 
Armee vordringen kann. Es kann gar nicht anders sein.<< 
Andrej A. Shdanow (sowjetischer Spitzenfunktionär), der ursprünglich Stalins Nachfolger 
werden sollte, betrachtete die sowjetische Besatzungszone als ein "Sprungbrett", um die Bol-
schewisierung Westdeutschlands und danach Westeuropas zu realisieren (x128/195). 
 
Das Potsdamer Abkommen 

>>Verrücke nicht uralte Grenzen und vergreife dich nicht an dem Acker der Waisen.<< 
(Sprüche 23, 10) 

Während der Potsdamer Verhandlungen folgten schließlich weitere verhängnisvolle Fehlent-
scheidungen der nordamerikanischen und britischen Außenpolitiker.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis 2. August 1945 im Schloß Cäcili-
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enhof bei Potsdam stattfand, verhandelten Stalin, Truman, Churchill (bis zur Wahlniederlage 
am 28.07.) und Attlee (ab 29.07.) über gemeinsame Maßnahmen zur Behandlung des Deut-
schen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung.  
Vor der entscheidenden Potsdamer Konferenz besaß US-Präsident Truman praktisch alle 
Trümpfe. Im Gegensatz zur Sowjetunion verfügte Nordamerika z.B. schon über eine einsatz-
fähige Atombombe, die ursprünglich gegen "Hitler-Deutschland" eingesetzt werden sollte 
(x041/191). Die Nordamerikaner hatten einen Tag vor dem Beginn der Potsdamer Konferenz 
den ersten erfolgreichen Atombombentest in der Wüste von New Mexiko durchgeführt. Die 
sowjetische Militärhilfe gegen Japan wurde eigentlich nicht mehr benötigt. Japans Armeen 
waren außerdem fast besiegt und hatten bereits mehrere Friedensangebote eingereicht. Der 
überforderte nordamerikanische Präsident war jedoch trotz der japanischen Kapitulationsbe-
reitschaft fest entschlossen, die Atombombe gegen Japan einzusetzen, um Stalin einzuschüch-
tern. 
Den beteiligten Konferenzteilnehmern ging es in erster Linie um Reparationsregelungen, so 
daß sich die Potsdamer Verhandlungen schnell zu einem verbissenen Kampf um die Kriegs-
beute entwickelte. Ferner wollte man den NS-Staat vollständig vernichten und die ehemalige 
deutsche Industrie- und Wirtschaftsmacht langfristig ausschalten.  
Die Nordamerikaner und Briten hatten vor der Potsdamer Konferenz vereinbart, "nur" die 
preußischen Provinzen Ostpreußen, Danzig, Ostpommern und Oberschlesien an die UdSSR 
bzw. Polen abzutreten. Diese Gebietsabtretungen genügten den Osteuropäern jedoch längst 
nicht mehr. Stalin verlangte für Polen schließlich alle deutschen Ostgebiete östlich der Oder 
und Görlitzer Neiße (außer Nord-Ostpreußen). Die zusätzliche Abtretung der dichtbevölkerten 
Provinzen Niederschlesien und Ostbrandenburg war für Churchill und US-Präsident Truman 
zunächst unannehmbar, deshalb ließen sie sich schließlich auf eine "Politik des Aufschubs" 
("policy of postponement") ein.  
Die Massenvertreibung der Deutschen wurde zwar während der Potsdamer Konferenz ent-
schieden, aber die Vertreiberstaaten hatten vorher längst entscheidende Fakten realisiert.  
Für Stalin waren die geplanten Gebietsabtretungen schon lange erledigt, denn er hatte die 
Westverschiebung systematisch vorbereiten lassen und ab Ende Mai 1945 die Austreibung 
von großen Bevölkerungsteilen gefördert bzw. geduldet, um vollendete Tatsachen zu schaf-
fen.  
Die Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen aus Ostdeutschland, Polen, der Tschecho-
slowakei und Ungarn wurde trotz der langen Verhandlungsdauer nicht mehr ernsthaft disku-
tiert. Die sog. "Umsiedlung" der Deutschen wurde lediglich noch zur Kenntnis genommen. 
Die westlichen Alliierten ordneten in Potsdam die Vertreibung der Ost- und Volksdeutschen 
zwar nicht kategorisch an, aber ihre leichtfertige Zustimmung machte die großangelegte 
Zwangsumsiedlung von Millionen von Deutschen zweifellos erst möglich.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz wurde ausdrücklich festgelegt, daß die "Ausweisungen" 
in geordneter und humaner Weise durchgeführt werden sollten. Obwohl die Vertreiberstaaten 
versicherten, daß sie die Umsiedlungen in geordneter und humaner Weise abwickeln würden, 
hielt sich später niemand an die offiziellen Vereinbarungen und Zusagen.  
Die erste Phase der Vertreibung begann schon im Juni 1945. In den Grenzgebieten östlich der 
Oder und Neiße sowie im Sudetenland wurden die Deutschen gewaltsam durch Milizeinheiten 
und Partisanen über die Grenzflüsse nach Westen in die sowjetische Besatzungszone (spätere 
DDR) getrieben, so daß sich dort Hunderttausende von Heimatlosen am westlichen Ufer von 
Oder und Neiße zusammendrängten. Diese "wilden Austreibungen", bei denen mehrheitlich 
Frauen, Kinder und ältere Menschen vertrieben wurden, stellte man erst unmittelbar vor Be-
ginn der Potsdamer Konferenz ein (vermutlich auf sowjetische Weisung).  
Die westlichen Alliierten erhielten über diese "wilden Austreibungen" nur spärliche und größ-
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tenteils falsche Informationen. Da der "eiserne Vorhang" schon frühzeitig undurchdringlich 
war, wußten nur die Sowjets, Polen und Tschechen, was tatsächlich in den sog. "Wiederge-
wonnenen Gebieten" geschah.  
Während der Potsdamer Konferenz behauptete Stalin mehrfach, daß die deutschen Ostgebiete 
menschenleer seien (x150/12). Die polnische Regierung, die zeitweise als Gast in Potsdam 
teilnahm, gab nur noch 1,5 Millionen Deutsche an: >>(Diese Deutschen) würden freiwillig 
ziehen, sobald die Ernte vorbei ist.<<  
Churchill und Truman wurden vorsätzlich getäuscht, denn in Wirklichkeit hielten sich damals 
noch ca. 5,7 Millionen Reichs- und Volksdeutsche östlich der Oder-Neiße-Linie auf (x001/-
78E). Diese osteuropäische "Verhandlungstaktik" beeinflußte sicherlich maßgebliche Ent-
scheidungen des Potsdamer Abkommens.  
Als Premierminister Churchill nach seiner Wahlniederlage bei den britischen Unterhauswah-
len die Potsdamer Konferenz verlassen mußte, waren US-Präsident Truman und die ebenfalls 
unerfahrenen britischen Labour-Außenpolitiker sowie ihre Berater nicht mehr in der Lage, den 
sowjetischen Diktator in die Schranken zu weisen, denn Stalin war ein erfahrener Machtpoli-
tiker und knallharter Verhandlungsführer, der seine Gegner meistens in stundenlangen Debat-
ten zermürbte (x114/2.103). Mit Churchill räumte der letzte erfahrene und ernstzunehmende 
britische Außenpolitiker das Feld. Stalins Pläne waren danach nicht mehr zu verhindern, so 
daß er seine maßlosen Gebietsforderungen schließlich vollständig durchsetzen konnte.  
Churchill berichtete später in seinem Buch "Der Zweite Weltkrieg" (x024/126): >>Diese letz-
te Konferenz der "Drei" endete mit einer großen Enttäuschung. ... Vielleicht hätte man in 
Potsdam noch etwas retten können, aber die Auflösung der britischen Nationalen Regierung 
und meine Entfernung vom Schauplatz zu einem Zeitpunkt, da ich immer noch großen Ein-
fluß und große Macht besaß, vereitelten jede befriedigende Lösung.<<  
Im Verlauf der internationalen Konferenz von Potsdamer, die am 2.08.1945 beendet wurde, 
schlossen die Alliierten keine völkerrechtlichen Verträge. Es handelte sich lediglich um Ab-
sprachen bzw. Vereinbarungen zwischen den Siegermächten und den Vertreiberstaaten 
(x150/18-19). Die Verhandlungsergebnisse wurden im sog. "Potsdamer Protokoll" festgehal-
ten, das bis zum endgültigen Abschluß einer friedensvertraglichen Regelung Gültigkeit besit-
zen sollte.  
Das sogenannte Potsdamer Protokoll (Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 17. 
Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfand) wurde am 22. August 1945 veröffentlicht 
(x156/12-14, x028/253-254, x156/14-16, x028/256-258):  
>>... I.  ... Die Konferenz schloß am 2. August 1945. Es wurden wichtige Entscheidungen und 
Vereinbarungen getroffen. Es fand ein Meinungsaustausch über eine Reihe anderer Fragen 
statt. Die Beratung dieser Probleme wird durch den Rat der Außenminister, der durch diese 
Konferenz geschaffen wurde, fortgesetzt. 
Präsident Truman, Generalissimus Stalin und Premierminister Attlee verlassen diese Konfe-
renz, welche das Band zwischen den drei Regierungen fester geknüpft und die Rahmen ihrer 
Zusammenarbeit und Verständigung erweitert hat, mit einer erneuerten Überzeugung, daß ihre 
Regierungen und Völker, zusammen mit anderen Vereinten Nationen, die Schaffung eines 
gerechten und dauerhaften Friedens sichern werden.  
II. Die Einrichtung eines Rates der Außenminister 
... 3a. Als eine vordringliche und wichtige Aufgabe des Rates wird ihm aufgetragen, Friedens-
verträge für Italien, Rumänien, Bulgarien, Ungarn und Finnland aufzusetzen, um sie den Ver-
einten Nationen vorzulegen und Vorschläge zur Regelung der ungelösten territorialen Fragen, 
die in Verbindung mit der Beendigung des Krieges in Europa entstehen, auszuarbeiten. Der 
Rat wird zur Vorbereitung einer friedlichen Regelung für Deutschland benutzt werden, damit 
das entsprechende Dokument durch die für diesen Zweck geeignete Regierung Deutschlands 
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angenommen werden kann, wenn eine solche Regierung gebildet sein wird. ... 
III. Über Deutschland 
Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk 
fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es zur Zeit 
ihrer Erfolge offen gebilligt und denen es blind gehorcht hat, begangen wurden. ... 
Der deutsche Militarismus und Nationalsozialismus werden ausgerottet ... damit Deutschland 
niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen 
kann.  
Die Alliierten sind nicht gewillt, das deutsche Volk zu vernichten oder in die Sklaverei zu 
stürzen. Die Alliierten haben vor, dem deutschen Volk eine Möglichkeit zu geben, sich vor-
zubereiten, um zukünftig die Wiederherstellung seines Lebens auf einer demokratischen und 
friedlichen Grundlage zu verwirklichen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen 
Volkes unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm mög-
lich sein, zu gegebener Zeit einen Platz unter den freien Völkern der Welt einzunehmen. ...  
A. Politische Grundsätze 
1. Entsprechend der Übereinkunft über das Kontrollsystem in Deutschland wird die höchste 
Regierungsgewalt in Deutschland durch die Oberkommandierenden der Streitkräfte der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken, der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Königrei-
ches und der Französischen Republik, welche in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Kontroll-
rats handeln, jeder in seiner Besatzungszone nach den Leitsätzen seiner entsprechenden Re-
gierung sowie gemeinsam in den ganz Deutschland betreffenden Fragen ausgeübt. 
2. Soweit dieses praktisch durchführbar ist, muß die Behandlung der deutschen Bevölkerung 
in ganz Deutschland gleich sein. 
3. Die Ziele der Besetzung Deutschlands, durch welche der Kontrollrat sich leiten lassen soll, 
sind: 
I. Völlige Abrüstung und Demilitarisierung Deutschlands und die Liquidierung der gesamten 
deutschen Industrie, welche für eine Kriegsproduktion benutzt werden kann, oder deren 
Überwachung. ... 
II. Das deutsche Volk ist zu überzeugen, daß es eine militärische Niederlage erlitten hat und 
daß es sich nicht der Verantwortung entziehen kann für das, was es auf sich geladen hat, in-
dem seine eigne mitleidlose Kriegsführung und der fanatische Widerstand der Nazis das deut-
sche Wirtschaftsleben zerstört und Chaos und Elend unvermeidlich gemacht haben. 
III. Die nationalsozialistische Partei mit ihren angeschlossenen Gliederungen und Unterorga-
nisationen sind zu vernichten; alle nationalsozialistischen Ämter sind aufzulösen; es sind Si-
cherheiten dafür zu schaffen, daß sie in keiner Form wieder auferstehen können, jeder nazisti-
schen Propaganda ist vorzubeugen. 
IV. Die endgültige Umgestaltung des deutschen politischen Lebens auf demokratischer 
Grundlage und eine eventuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands am internationalen Leben 
sind vorzubereiten. ...<< 
>>... 5. Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an der Planung oder Verwirklichung nazisti-
scher Maßnahmen, die Greuel oder Kriegsverbrechen nach sich zogen oder als Ergebnis hat-
ten, teilgenommen haben, sind zu verhaften und dem Gericht zu übergeben. Nazistische Par-
teiführer, einflußreiche Nazianhänger und die Leiter der nazistischen Ämter und Organisatio-
nen und alle anderen Personen, die für die Besetzung und ihre Ziele gefährlich sind, sind zu 
verhaften und zu internieren. 
6. Alle Mitglieder der nazistischen Partei, welche mehr als nominell an ihrer Tätigkeit teilge-
nommen haben, und alle anderen Personen, die den alliierten Zielen feindlich gegenüberste-
hen, sind aus den öffentlichen oder halböffentlichen Ämtern und von verantwortlichen Posten 
in wichtigen Privatunternehmungen zu entfernen. Diese Personen müssen durch Personen 
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ersetzt werden, welche nach ihren politischen und moralischen Eigenschaften fähig erschei-
nen, an der Entwicklung wahrhaft demokratischer Einrichtungen in Deutschland mitzuwirken. 
7. Das Erziehungswesen in Deutschland muß so überwacht werden, daß die nazistischen und 
militaristischen Lehren völlig entfernt werden und eine erfolgreiche Entwicklung der demo-
kratischen Ideen möglich gemacht wird. ... 
9. Die Verwaltung Deutschlands muß in Richtung auf eine Dezentralisation der politischen 
Struktur und der Entwicklung einer örtlichen Selbstverwaltung durchgeführt werden. Zu die-
sem Zwecke: 
(I). wird die lokale Selbstverwaltung in ganz Deutschland nach demokratischen Grundsätzen 
und zwar durch Wahlausschüsse (Räte), so schnell wie es mit der Wahrung der militärischen 
Sicherheit und mit den Zielen der militärischen Besatzung vereinbar ist, wiederhergestellt. ...  
(IV.) wird bis auf weiteres keine zentrale deutsche Regierung errichtet werden. Jedoch werden 
einige wichtige zentrale deutsche Verwaltungsabteilungen errichtet werden, an deren Spitze 
Staatssekretäre stehen, und zwar auf den Gebieten des Finanzwesens, des Transportwesens, 
des Verkehrswesens, des Außenhandels und der Industrie. Diese Abteilungen werden unter 
der Leitung des Kontrollrates tätig sein. 
10. Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der militärischen Sicherheit 
wird die Freiheit der Rede, der Presse und der Religion gewährt. ...<< 
>>B. Wirtschaftliche Grundsätze 
11. Mit dem Ziele der Vernichtung des deutschen Kriegspotentials ist die Produktion von 
Waffen, Kriegsausrüstung und Kriegsmitteln, ebenso die Herstellung aller Typen von Flug-
zeugen und Seeschiffen zu verbieten und zu unterbinden. Die Herstellung von Metallen und 
Chemikalien, der Maschinenbau und die Herstellung anderer Gegenstände, die unmittelbar für 
die Kriegswirtschaft notwendig sind, ist streng zu überwachen und zu beschränken ... Die Pro-
duktionskapazität, entbehrlich für die Industrie, welche erlaubt sein wird, ist entsprechend 
dem Reparationsplan, ... entweder zu entnehmen oder, falls sie nicht entnommen werden 
kann, zu vernichten. 
12. In praktisch kürzester Frist ist das deutsche Wirtschaftsleben zu dezentralisieren mit dem 
Ziel der Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft, dar-
gestellt insbesondere durch Kartelle, Syndikate, Trusts und andere Monopolvereinigungen.  
13. Bei der Organisation des Wirtschaftslebens in Deutschland ist die Hauptaufmerksamkeit 
auf die Entwicklung der Landwirtschaft und der Friedensindustrie für den inneren Bedarf 
(Verbrauch) zu richten. 
14. Während der Besatzungszeit ist Deutschland als ein einziges wirtschaftliches Ganzes zu 
betrachten. ... 
15. Es ist eine alliierte Kontrolle über das deutsche Wirtschaftsleben zu errichten, jedoch nur 
in den Grenzen, die notwendig sind: 
a) zur Erfüllung des Programms der industriellen Abrüstung und Demilitarisierung, der Repa-
rationen und der erlaubten Aus- und Einfuhr, 
b) zur Sicherung der Warenproduktion und der Dienstleistung, die zur Befriedigung der Be-
dürfnisse der Besatzungsstreitkräfte und der verpflanzten Personen in Deutschland notwendig 
sind, und die für die Erhaltung eines mittleren Lebensstandards in Deutschland, der den mitt-
leren Lebensstandard der europäischen Länder nicht übersteigt, wichtig sind (Europäische 
Länder bedeuten alle europäischen Länder mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs und 
der Sowjetunion) ... 
e) zur Überwachung aller deutschen öffentlichen oder privaten wissenschaftlichen For-
schungs- oder Versuchsanstalten. Laboratorien usw., die mit einer Wirtschaftstätigkeit ver-
bunden sind. 
16. Zur Einführung und Unterstützung der wirtschaftlichen Kontrolle, die durch den Kontroll-
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rat errichtet worden ist, ist ein deutscher Verwaltungsapparat zu schaffen. ... Jede deutsche 
Verwaltung, die dem Ziel der Besatzung nicht entsprechen wird, wird verboten. 
... 18. Der Kontrollrat hat entsprechende Schritte zur Verwirklichung der Kontrolle und der 
Verfügung über alle deutschen Guthaben im Auslande zu übernehmen, welche noch nicht 
unter die Kontrolle der alliierten Nationen, die an dem Kriege gegen Deutschland teilgenom-
men haben, geraten sind. 
19. Nach der Bezahlung der Reparationen sind dem deutschen Volke genügend Mittel zu be-
lassen, um ohne Hilfe von außen zu existieren.  
IV. Reparationen aus Deutschland 
In Übereinstimmung mit der Entscheidung der Krim-Konferenz, daß Deutschland gezwungen 
werden sollte, in größtmöglichem Ausmaß für die Verluste und Leiden, die es den Vereinten 
Nationen verursacht hat, und wofür das deutsche Volk der Verantwortung nicht entgehen 
kann, Ausgleich zu schaffen, wurde folgende Übereinkunft erreicht: 
1. Die Reparationsansprüche der UdSSR sollen durch Entnahmen aus der von der UdSSR 
besetzten Zone in Deutschland und durch angemessene deutsche Auslandsguthaben befriedigt 
werden.  
2. Die UdSSR wird die Reparationsansprüche Polens aus ihrem eigenen Anteil an den Repara-
tionen befriedigen.  
3. Die Reparationsansprüche der Vereinigten Staaten, des Vereinigten Königreiches und der 
anderen zu Reparationsforderungen berechtigten Länder werden aus den westlichen Zonen 
und den entsprechenden deutschen Auslandsguthaben befriedigt werden.  
4. In Ergänzung der Reparationen, die die UdSSR zusätzlich aus den westlichen Zonen erhal-
ten:  
a) 15 % derjenigen verwendungsfähigen und vollständigen industriellen Hauptausrüstung, vor 
allem der metallurgischen, chemischen und Maschinen erzeugenden Industrien, soweit sie für 
die deutsche Friedenswirtschaft unnötig sind und aus den westlichen Zonen Deutschlands im 
Austausch für einen entsprechenden Wert an Nahrungsmitteln, Kohle, Pottasche, Zink, Holz, 
Tonprodukten, Petroleumprodukten und solchen anderen Waren entnommen werden soll, 
über die noch eine Vereinbarung getroffen werden mag. 
b) 10 % derjenigen industriellen Hauptausrüstung, die für die deutsche Friedenswirtschaft 
unnötig ist und aus den westlichen Zonen zu entnehmen und auf Reparationskonto an die So-
wjetregierung zu übertragen ist ohne Bezahlung oder Gegenleistung irgendwelcher Art. ... 
8. Die Sowjetregierung verzichtet auf alle Ansprüche bezüglich der Reparationen aus Anteilen 
an deutschen Unternehmungen, die in den westlichen Besatzungszonen in Deutschland gele-
gen sind. Das gleiche gilt für deutsche Auslandsguthaben in allen Ländern mit Ausnahme der 
weiter unten in § 9 gekennzeichneten Fälle. 
9. Die Regierungen der USA und des Vereinigten Königreiches verzichten auf ihre Ansprüche 
im Hinblick auf Reparationen hinsichtlich der Anteile der deutschen Unternehmen, die in der 
östlichen Besatzungszone in Deutschland gelegen sind. Das gleiche gilt für deutsche Aus-
landsguthaben in Bulgarien, Finnland, Ungarn, Rumänien und Ost-Österreich. 
10. Die Sowjetunion erhebt keine Ansprüche auf das von den alliierten Truppen in Deutsch-
land erbeutete Gold. ...<< 
>>VI. Stadt Königsberg und das anliegende Gebiet 
... Die Konferenz hat grundsätzlich den Vorschlag der Sowjetregierung hinsichtlich der end-
gültigen Übergabe der Stadt Königsberg und der anliegenden Gebiete an die Sowjetunion ... 
zugestimmt, wobei der genaue Grenzverlauf einer sachverständigen Prüfung vorbehalten 
bleibt.  
Der Präsident der USA und der britische Premierminister haben erklärt, daß sie den Vorschlag 
bei der bevorstehenden Friedensregelung unterstützen werden. ... 
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IX. Polen 
... Hinsichtlich der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit definieren sie 
ihre Haltung in der folgenden Feststellung: 
... Die Regierungen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens haben Maßnahmen zum 
Schutze der Interessen der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit als 
der anerkannten Regierung des polnischen Staates hinsichtlich des Eigentums getroffen, das 
dem polnischen Staate gehört, in ihren Gebieten liegt und unter ihrer Kontrolle steht, unab-
hängig davon, welcher Art dieses Eigentum auch sein mag.  
Sie haben weiterhin Maßnahmen zur Verhinderung einer Übereignung derartigen Eigentums 
an Dritte getroffen. ... 
b) Bezüglich der Westgrenze wurde folgendes Abkommen erzielt: 
In Übereinstimmung mit dem bei der Krim-Konferenz erzielten Abkommen haben die Häup-
ter der drei Regierungen die Meinungen der Polnischen Provisorischen Regierung der Natio-
nalen Einheit hinsichtlich des Territoriums im Norden und Westen geprüft, das Polen erhalten 
soll. Der Präsident des Nationalrates Polens und die Mitglieder der Polnischen Provisorischen 
Regierung der Nationalen Einheit sind auf der Konferenz empfangen worden und haben ihre 
Auffassungen in vollem Umfange dargelegt. Die Häupter der drei Regierungen bekräftigen 
ihre Auffassung, daß die endgültige Festlegung der Westgrenze Polens bis zu der Friedens-
konferenz (Bildung einer deutschen Zentralregierung) zurückgestellt werden soll (eine Formu-
lierung, die sich von der Verfügung Art. VI des Abkommens deutlich unterschied).     
Die Häupter der drei Regierungen stimmen darin überein, daß bis zur endgültigen Festlegung 
der Westgrenze Polens die früher deutschen Gebiete östlich der Linie, die von der Ostsee un-
mittelbar westlich von Swinemünde und von dort die Oder entlang bis zur Einmündung der 
westlichen (Lausitzer) Neiße und die westliche Neiße entlang bis zur tschechoslowakischen 
Grenze verläuft, einschließlich des Teiles Ostpreußens, der nicht unter die Verwaltung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ... gestellt wird, und einschließlich des Gebietes 
der Freien Stadt Danzig unter die Verwaltung des polnischen Staates kommen und in dieser 
Hinsicht nicht als Teil der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland betrachtet werden 
sollen.   
XIII. Ordnungsgemäße Überführung deutscher Bevölkerungsteile 
Die Konferenz erzielte folgendes Abkommen über die Ausweisung aus Polen, der Tschecho-
slowakei und Ungarn: 
Die drei Regierungen haben die Frage unter allen Gesichtspunkten beraten und erkennen an, 
daß die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in Polen, 
der Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach Deutschland durchgeführt 
werden muß. Sie stimmen darin überein, daß jede derartige Überführung, die stattfinden wird, 
in ordnungsgemäßer und humaner Weise erfolgen soll. 
Da der Zustrom einer großen Zahl Deutscher nach Deutschland die Lasten vergrößern würde, 
die bereits auf den Besatzungsbehörden ruhen, halten sie es für wünschenswert, daß der alli-
ierte Kontrollrat in Deutschland zunächst das Problem unter besonderer Berücksichtigung der 
Frage einer gerechten Verteilung dieser Deutschen auf die einzelnen Besatzungszonen prüfen 
soll. Sie beauftragen demgemäß ihre jeweiligen Vertreter beim Kontrollrat, ihren Regierungen 
so bald wie möglich über den Umfang zu berichten, in dem derartige Personen schon aus Po-
len, der Tschechoslowakei und Ungarn nach Deutschland gekommen sind, und eine Schät-
zung über Zeitpunkt und Ausmaß vorzulegen, zu dem die weiteren Überführungen durchge-
führt werden könnten, wobei die gegenwärtige Lage in Deutschland zu berücksichtigen ist. 
Die tschechoslowakische Regierung, die Polnische Provisorische Regierung und der Alliierte 
Kontrollrat in Ungarn werden gleichzeitig von Obigem in Kenntnis gesetzt und ersucht wer-
den, inzwischen weitere Ausweisungen der deutschen Bevölkerung einzustellen, bis die be-
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troffenen Regierungen die Berichte ihrer Vertreter an den Kontrollausschuß (Verteilung auf 
die einzelnen Besatzungszonen) geprüft haben. 
Unterzeichnet: J. Stalin - Harry S. Truman - C. R. Attlee.  
Berlin, den 02.08.1945.<<  
Die französische Regierung stimmte den Potsdamer Beschlüssen erst am 7.08.1945 - mit Aus-
nahme der Abschnitte, die sich auf die Erhaltung der Einheit Deutschlands bezogen - zu, lehn-
te es jedoch ab, die französische Besatzungszone für deutsche Flüchtlinge und Vertriebene zu 
öffnen (x040/293, x118/31).  
Die Regierungschefs der Besatzungsmächte einigten sich während der Potsdamer Konferenz 
vom 17. Juli bis 2. August 1945 u.a. auf eine gemeinsame Nachkriegspolitik, vereinbarten 
aber, daß in jeder Besatzungszone selbständig regiert werden konnte. Die Besatzungsmächte 
beschlossen ferner radikale Umerziehungsmaßnahmen und harte Strafen, um die "deutsche 
Mentalität" (preußischer Militarismus und Untertanengeist) auszumerzen und demokratische 
Reformen einzuleiten. Stalin, der bekanntlich ein "Spezialist" für "planmäßige Säuberungen" 
war, ließ in der SBZ (z.T. auch in der späteren DDR) besonders drakonische Entnazifizierun-
gen durchführen.  
Die Westmächte gaben damals ihre Zustimmung, daß die Osteuropäer östlich der Oder-Neiße-
Linie "vollendete Tatsachen" schaffen konnten. Die besetzten deutschen Ostgebiete wurden 
nicht als Besatzungsgebiete eingestuft, sondern sofort unter polnische und sowjetische Ver-
waltung gestellt. Die Beschlüsse von Potsdam behinderten jahrzehntelang die politische und 
wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands. Infolge der willkürlichen Grenzziehungen waren 
die Folgen der Potsdamer Konferenz wesentlich katastrophaler als die riesigen Probleme, die 
die Versailler Verträge nach dem Ersten Weltkrieg verursacht hatten. 
Mit Verabschiedung der Potsdamer Erklärung wurden die jahrhundertealten Grenzen Westeu-
ropas und die Volkstumsgrenzen des deutschen Volkes beispiellos verändert. Die Unbe-
stimmtheiten des Potsdamer Abkommens ("Politik des Aufschubs" bzw. "policy of postpo-
nement") verursachten nicht nur einen jahrzehntelangen Schwebezustand der künftigen deut-
schen Staatsgrenzen, sondern sie besiegelten auch endgültig das Schicksal der Reichs- und 
Volksdeutschen in Ost-Mitteleuropa.  
Im Potsdamer Abkommen betonten die Siegermächte zwar ausdrücklich, daß man nicht beab-
sichtigen würde, das deutsche Volk zu vernichten oder zu versklaven, aber die hilflosen Ost- 
und Volksdeutschen hatten schon längst die brutale Wirklichkeit erlebt bzw. nicht überlebt. 
Aufgrund der völlig überzogenen Gebietsabtretungen, die sie noch in der Atlantik-Charta vom 
14.08.1941 aus moralischen Gründen als unannehmbar abgelehnt hatten, akzeptierten die 
Nordamerikaner und Briten stillschweigend die Massenvertreibung von Millionen.  
Die westlichen Alliierten waren trotz der gigantischen Bevölkerungsmassen zuversichtlich, 
daß man die Deutschen geregelt und human "umsiedeln" könnte. Diese naiven Fehleinschät-
zungen und fehlende internationale Kontrollmaßnahmen brachten nochmals unvorstellbare 
Leiden und unsägliches Elend über die Ost- und Volksdeutschen.  
Nach der Potsdamer Konferenz setzte man in Polen und in der Tschechoslowakei die "wilden 
Vertreibungen" fort. Die "Ordnungsgemäße Überführung deutscher Bevölkerungsteile" und 
andere Abmachungen wurden zunächst nicht beachtet.  
Die Massenvertreibung der Ost- und Volksdeutschen verstieß zweifelsfrei gegen das damalige 
Völkerrecht ("Verbrechen gegen die Menschlichkeit"). Die Abmachungen über die vorläufige 
Oder-Neiße-Linie waren besonders verwerflich und unmenschlich, weil sie bei den Ost- und 
Volksdeutschen jahrelang die unrealistische Hoffnung förderte, daß man später in die Heimat 
zurückkehren könnte. 
Der vorgesehene Friedensvertrag mit Deutschland wurde nie abgeschlossen.    
Stalin begründete die deutschen Gebietsabtretungen mit dem polnisch-sowjetischen "Sicher-
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heitsbedürfnis" (x149/115): >>Im Laufe der letzten 25 Jahren sei Deutschland zweimal über 
Polen in Rußland eingefallen. Weder die Engländer noch die Amerikaner hätten solche Inva-
sionen erlebt, die kaum erträglich seien und deren Folgen man nicht so leicht vergessen kön-
ne. Diese deutschen Invasionen seien nicht einfach Kriegsführung, sondern den Einfällen der 
Hunnen vergleichbar. ... Polens Schwäche und Feindseligkeit ... habe zugleich eine erhebliche 
Schwächung der Sowjetunion bedeutet, Rußland sei daher wesentlich daran interessiert, ein 
starkes und befreundetes Polen zum Nachbarn zu haben.<<  
Harry S. Truman schrieb über die Potsdamer Konferenz (x063/605-606, x149/115): >>Wir 
standen in Potsdam einem fait accompli (vollendeten Tatsachen) gegenüber, wir waren durch 
die Umstände so gut wie gezwungen, die russische Besetzung Ostpolens und der polnischen 
(Besetzung) des deutschen Gebietes östlich der Oder zuzustimmen. Es war ein dreister Ge-
waltakt.<<   
>>Das von den Russen mitunterzeichnete Dokument eröffnete die Aussicht auf eine friedliche 
Zusammenarbeit in Europa. Trotzdem hatte ich einsehen müssen, daß die Russen rücksichts-
lose Verhandlungspartner waren. ... Macht ist das einzige, was die Russen verstehen.<< 
Der nordamerikanische Diplomat und Historiker G. F. Kennan warnte frühzeitig vor den Aus-
wirkungen des Potsdamer Abkommens (x156/17-18): >>Die Idee, Deutschland gemeinsam 
mit den Russen regieren zu wollen, ist ein Wahn. Ein ebensolcher Wahn ist es, zu glauben, die 
Russen und wir könnten uns eines schönen Tages höflich zurückziehen, und aus dem Vakuum 
werde ein gesundes und friedliches Deutschland steigen. Wir haben keine andere Wahl, als 
unseren Teil von Deutschland - den Teil, für den wir und die Briten die Verantwortung über-
nommen haben - zu einer Form von Unabhängigkeit zu führen, die so befriedigend, so gesi-
chert, so überlegen ist, daß der Osten sie nicht gefährden kann. ... 
Zugegeben, daß das Zerstückelung bedeutet. Aber die Zerstückelung ist bereits Tatsache, we-
gen der Oder-Neiße-Linie. Ob das Stück Sowjetzone wieder mit Deutschland verbunden wird 
oder nicht, ist jetzt nicht wichtig. Besser ein zerstückeltes Deutschland, von dem wenigstens 
der westliche Teil als Prellblock für die Kräfte des Totalitarismus wirkt, als ein geeintes 
Deutschland, das diese Kräfte wieder bis an die Nordsee vorläßt. ... 
Es versteht sich - bei solchen Überzeugungen, daß ich die Arbeit der Konferenz von Potsdam 
mit Skepsis und Entsetzen verfolgte. Ich kann mich an kein politisches Dokument erinnern, 
daß mich je so deprimiert hätte wie das von Truman unterzeichnete Kommuniqué am Ende 
dieser wirren und verwirrenden Verhandlungen. Nicht nur weil ich wußte, daß die Idee einer 
gemeinsamen Viermächtekontrolle, die man jetzt zur Grundlage für die Regierung Deutsch-
lands gemacht hatte, abwegig und undurchführbar sei.  
Auch die unpräzise Ausdrucksweise, die Verwendung so dehnbarer Begriffe wie "demo-
kratisch", "friedlich", "gerecht" in einem Abkommen mit den Russen lief allem zuwider, was 
17 Jahre Rußlanderfahrung mich über die Technik des Verhandelns mit der sowjetischen Re-
gierung gelehrt hatten. Die Behauptung z.B., wir würden zusammen mit den Russen das deut-
sche Erziehungssystem "nach demokratischen Richtlinien" umformen, ließ Rückschlüsse zu, 
die nach allem, was wir von der Geisteshaltung der sowjetischen Führer und den damaligen 
russischen Erziehungsgrundsätzen wußten, völlig ungerechtfertigt waren. 
Noch erschreckender las sich die von uns verkündete Absicht, in Zusammenarbeit mit den 
Russen das deutsche Rechtswesen so umzugestalten, daß es "den Prinzipien der Demokratie", 
der Urteilsfindung nach Recht und Gesetz und der gleichen Behandlung aller Bürger ohne 
Ansehen von Rasse, Nationalität oder Religion" entspräche. ... Jeder Mensch in Moskau hätte 
unsern Unterhändlern sagen können, was die sowjetische Führung unter "demokratischen Par-
teien" verstand. Die Irreführung der Öffentlichkeit in Deutschland und im Westen durch die 
Verwendung eines solchen Ausdrucks in einem Dokument, das außer von Stalin auch von den 
Herren Truman und Attlee unterzeichnet war, ließ sich selbst mit allergrößter Naivität nicht 
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entschuldigen. ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas kritisierte vor 
allem die falschen Angaben der sowjetischen und polnischen Delegation über die zurückge-
bliebenen Deutschen sowie das fehlende Verantwortungsbewußtsein der Nordamerikaner und 
Briten (x028/105): >>Da aber die Sowjetunion und Polen allein die wirklichen Verhältnisse 
kannten, waren sie rechtlich verpflichtet, ihre westlichen Verbündeten in Potsdam davon zu 
unterrichten. Statt dessen haben sie Churchill und Truman in diesem Punkt absichtlich ge-
täuscht. 
... Soweit also die westliche Genehmigung für die Aussiedlung der Deutschen durch täu-
schende, hinterhältige Manöver der sowjetischen und der polnischen Delegationen erreicht 
wurde, war sie rechtlich ungültig, und die Vertreibung, die sich auf diese fragwürdige Ge-
nehmigung berief, ebenso illegal, denn kein Land hat das Recht, Menschen in ein anderes 
Land (oder eine Besatzungszone) auszuweisen, das nicht willig oder darauf vorbereitet ist, 
Neuankömmlinge aufzunehmen.  
... Als die Alliierten die Gewalt über Deutschland übernahmen, wurden sie damit auch für 
Ernährung und Unterbringung der deutschen Bevölkerung verantwortlich. Die westlichen Al-
liierten hatten also nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, die Einwanderung in ihre 
Zone zu regeln und Chaos und Hunger zu verhindern.<< 
US-Senator Charles W. Vursell erklärte am 1. Februar 1946 (x028/149): >>Durch die Pots-
damer Vereinbarung wurde die Regierung der Vereinigten Staaten unbeabsichtigt zum Mit-
verantwortlichen für den massenhaften Hungertod, besonders in Deutschland. - (Sie verstie-
ßen) gegen das geltende humanitäre Prinzip des Völkerrechts, wonach immer dem Sieger die 
Verantwortung zufällt, nach besten Kräften die unschuldigen Opfer der besiegten Bevölke-
rung zu schützen.<< 
Churchill kritisierte später die britischen Konferenzteilnehmer in Potsdam (x024/109-110, 
x028/106): >>Weder ich noch Eden hätten die westliche Neiße akzeptiert. Als Kompensation 
für Polens Rückzug auf die Curzon-Linie hatten wir die Verschiebung der polnischen West-
grenze bis zur Oder und östlichen Neiße anerkannt, doch nie hätte eine Regierung, deren Chef 
ich war, sich damit einverstanden erklärt, die Grenze bis zur westlichen Neiße zu erstrecken, 
nur weil die russischen Armeen das Gebiet dazwischen und darüber hinaus besetzt hatten.  
Das war nicht nur eine Frage des Prinzips, sondern vielmehr eine praktische Angelegenheit 
von enormer Tragweite, da es dabei um die Entwurzelung von weiteren 3 Millionen Men-
schen ging. Hier war Unrecht im Werden, gegen das unter dem Gesichtspunkt der künftigen 
Befriedung Elsaß-Lothringen und der Polnische Korridor nicht viel mehr als Kleinigkeiten 
waren.<< 
>>Die Briten hatten schwere moralische Bedenken gegen umfangreiche Bevölkerungsumsied-
lungen. Wir konnten eine Ausweisung von ebenso vielen Deutschen akzeptieren, wie Polen 
aus Ostpolen östlich der Curzon-Linie übersiedelten, sagen wir, 2 bis 3 Millionen; doch eine 
Ausweisung von 8 oder 9 Millionen Deutschen, wie sie die polnischen Forderungen mit sich 
brachten, war zu viel und völlig falsch.<< 
Robert Conquest registrierte entscheidende Fehler der westlichen Alliierten (x080/339-341): 
>>Während Stalin in Potsdam die verschiedensten unbegründeten Ansprüche auf unbesetzte 
oder von den Alliierten besetzte Territorien erhob und wieder fallen ließ und auf diese Weise 
"Zugeständnisse" machte, festigte er letztlich seine Position in Osteuropa. 
... Am Vorabend der Konferenz wurde der erste Atombombentest in der Wüste von New Me-
xico durchgeführt. Truman informierte Stalin, daß die USA nun über eine höchst wirksame 
neue Waffe verfügten. Stalin, der durch Klaus Fuchs und andere Spione bereits alles über das 
Projekt wußte, erwiderte lediglich, er hoffe, die Waffe würde gegen Japan eingesetzt. 
Fast 4 Jahre hatten die Alliierten nach den falschen Grundsätzen gehandelt. ... 
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Stalin hatte auf der ganzen Linie gesiegt. Das lag daran, daß er es ebenso wie in der Vergan-
genheit geschafft hatte, zumindest zeitweise einen "liebenswürdigen" Eindruck zu erwecken. 
Er spielte die Karte der gigantischen Kriegsanstrengungen Rußlands aus, um vom Westen 
Zugeständnisse zu erlangen. ... Stalin hatte dem NKWD im Zusammenhang mit den Moskau-
er Schauprozessen gesagt, der Westen werde das "schlucken". Jetzt praktizierte er ähnliche 
Täuschungsmanöver, und wieder fand er genügend Dumme, die darauf hereinfielen.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Potsdamer Konferenz (x001/105E-107E,143E): >>Auf der Potsdamer Konferenz 
waren die Regierungen der UdSSR, der Vereinigten Staaten und Großbritannien übereinge-
kommen, die deutschen Gebiete östlich der Oder und der Lausitzer Neiße bis zur endgültigen 
Festlegung der deutschen Grenzen in einem künftigen Friedensvertrag unter die Verwaltung 
des polnischen Staates zu stellen.  
Es kann kein Zweifel sein, daß die Westmächte gegen Ende des Krieges im Prinzip mit der 
UdSSR einer Meinung waren, "daß Polen einen beträchtlichen Gebietszuwachs im Norden 
und Westen erhalten solle". Anzunehmen ist jedoch, daß sie schließlich nach anfänglichem 
Schwanken die künftigen polnischen Grenzen nicht bis zur Oder und Lausitzer Neiße ausge-
dehnt wissen wollten. Auch nach Potsdam betonten die Vertreter Großbritanniens und der 
Vereinigten Staaten wiederholt, was schon eindeutig aus dem Wortlaut der Potsdamer Be-
schlüsse hervorging, daß die Frage der Westgrenzen Polens nach wie vor offen sei und erst 
der Regelung in einem künftigen Friedensvertrag bedürfe. 
Wenn sich die Westmächte dennoch darauf einließen, die deutschen Gebiete östlich der Oder 
und Neiße provisorisch der Verwaltung des polnischen Staates zu unterstellen, so war es au-
ßer taktischen Überlegungen unter dem Zwang von vollendeten Tatsachen geschehen, vor die 
sich die Vertreter der anglo-amerikanischen Staaten in Potsdam gestellt sahen.  
Entgegen den Beschlüssen der Großen Drei in Jalta waren weite Gebiete Ostdeutschlands oh-
ne Fühlungnahme mit den Westmächten durch einseitige russisch-polnische Maßnahmen der 
Verwaltung des polnischen Staates unterstellt worden, und sowohl die Ansiedlung von Polen 
in Ostdeutschland als auch die Aussiedlung der deutschen Bevölkerung hatten schon begon-
nen.  
Da die Vertreter der Westmächte außerstande waren, die Sowjets zu zwingen, dieses Vorge-
hen wieder rückgängig zu machen, und da sie vor allem Wert darauf legten, daß die sich be-
reits anbahnenden Spannungen zwischen der Sowjetunion und den Westmächten nicht zum 
Scheitern der ganzen Konferenz führten, haben sie sich veranlaßt gesehen, der polnischen 
Verwaltungshoheit in Ostdeutschland als einem Provisorium zuzustimmen. 
Obwohl aus der Formulierung der Potsdamer Beschlüsse eindeutig hervorgeht, daß die Zu-
stimmung der Westmächte zu dem geschaffenen Provisorium keinerlei Festlegung hinsicht-
lich des Verlaufs der künftigen deutsch-polnischen Grenzen bedeutet, so haben doch die Ver-
treter Großbritanniens und der Vereinigten Staaten in verhängnisvoller Weise unberücksich-
tigt gelassen, daß auch aus einem Provisorium ein Dauerzustand werden konnte, wenn künfti-
ge Meinungsverschiedenheiten den Abschluß eines Friedensvertrages verhindern sollten.  
Von dem Vorwurf, dies entweder nicht gesehen oder es stillschweigend übergangen zu haben, 
um das Einvernehmen mit der Sowjetunion zu erhalten, sind die Westmächte fraglos nicht 
freizusprechen. - Die eigentlichen Urheber jenes Beschlusses über die polnische Verwal-
tungsübernahmen östlich der Oder und Neiße sind jedoch die UdSSR und die ihnen hörige 
polnische Regierung gewesen, die in bewußter Absicht und mit Erfolg eine Politik der vollen-
deten Tatsachen getrieben hatten. 
Bereits am 5. Februar 1945 gab Boleslaw Bierut als Ministerpräsident der Provisorischen Re-
gierung der Polnischen Republik in einer Presseerklärung bekannt, daß Polen die Zivilverwal-
tung in den Reichsgebieten östlich der Oder-Neiße-Linie übernommen habe. ... 
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In auffälliger Weise geschah dies im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Am 30. März 1945 er-
ließ die polnische Provisorische Regierung das Dekret "Über die Bildung der Wojewodschaft 
Danzig", welches das Gebiet des ehemaligen Freistaates dem polnischen Staat einverleibte 
und der polnischen Gesetzgebung unterstellte. ...<<  
>>Als schließlich im Artikel XIII des Potsdamer Abkommens die Aussiedlung der ostdeut-
schen Bevölkerung offiziell verfügt wurde, war damit noch keineswegs über alle Fragen Klar-
heit geschaffen. So sagte dieser Artikel über das künftige Schicksal der deutschen Bevölke-
rung im sowjetisch verwalteten Teil Ostpreußens überhaupt nichts aus, und die Ausweisung 
der Deutschen aus Polen wurde mit dem sehr undeutlich formulierten Satz begründet: "Die 
drei Regierungen ... erkennen an, daß die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Be-
standteile derselben, die in Polen, Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach 
Deutschland durchgeführt werden muß".  
Eine Definition dessen, was unter Polen zu verstehen sei, enthielt der Artikel nicht. Nichts 
war darüber ausgesagt, ob die ostdeutschen Gebiete, die nur unter polnische Administration 
gestellt waren, davon betroffen sein sollten, was von den polnischen und sowjetischen Politi-
kern einfach unterstellt wurde, während die Staatsmänner der Westmächte absichtlich oder 
unabsichtlich diese Unklarheit nicht aufhellten. 
Im übrigen bestimmte der Artikel XIII des Potsdamer Abkommens, daß die Überführung der 
deutschen Bevölkerung "in an orderly and humane manner" (d.h. in geordneter und hu-
maner Weise) durchzuführen sei, und enthielt die Aufforderung an die polnische Regierung, 
weitere Ausweisungen einzustellen, bis durch den Kontrollrat die Aufnahmefähigkeit der ein-
zelnen Besatzungszonen geprüft worden und ein Ausweisungsplan aufgestellt sei. An diese 
Beschlüsse hat sich die polnische Regierung jedoch wenig gehalten. ...<< 
Prof. Dr. Andreas Hillgruber kommentierte die Folgen der Potsdamer Konferenz (x041/34): 
>>Mit den Vertreibungen bisher europäischer Bevölkerungen erfuhr Europa 1945 am elemen-
tarsten den Andrang eines außereuropäischen Imperiums im Osten, die Annullierung eines 
ziemlich genau 1.000jährigen Ausdehnungsbestandes, den Verlust eben der Gebiete des östli-
chen Grenzraums im Baltikum, in Weißrußland und westlicher Ukraine, die fast ununterbro-
chen dem europäischen Kulturkreis zugehörig gewesen waren.  
Die Ostgrenze Europas war auf breiter Front auf einer Linie von Danzig bis wenig östlich 
Warschaus um einen durchweg 200 km tiefen, annähernd 2.000 km vom Finnischen Meerbu-
sen bis zum Schwarzen Meer sich erstreckenden Landbereich vermindert und verkleinert. Und 
darüber griff der russisch-imperiale Hegemonieanspruch noch weiter hinaus: In 1945-49 stu-
fenweise erzwungener Machtübernahme wurden die mittel- und osteuropäischen Länder bis 
zu einer nochmals 750 km weiter westlich gelegenen Linie von Stettin bis Triest machtpoli-
tisch russifiziert und bolschewisiert; wobei für die Europäer noch nicht abzusehen war, wie-
weit sich die europäischen Traditionen dieser Länder dagegen würden behaupten können.<< 
Kletts Geschichtliches Unterrichtswerk schrieb über die Potsdamer Konferenz (x069/208): 
>>An die Stelle Roosevelts ist Truman getreten. Churchill hat in Voraussicht seines Sturzes 
seinen Nachfolger Attlee mitgebracht. Tiefeinschneidende Beschlüsse werden gefaßt, in den 
wichtigsten Fragen aber kommt man zu keiner Einigung. 
Die Reste der deutschen Flotte werden unter den 3 Siegermächten aufgeteilt. In Zukunft soll 
Deutschland keine seefähigen Schiffe und auch keine Flugzeuge mehr besitzen. Synthetisches 
Benzin, Buna und andere Werkstoffe dürfen nicht mehr hergestellt werden. Die Sieger be-
mächtigen sich sämtlicher Patente und nehmen das deutsche Auslandsvermögen sowie zahl-
reiche Industrieanlagen in Anspruch. In den nächsten Jahren werden in den westlichen Besat-
zungszonen 8 % aller Werke demontiert, in Berlin 50 %, in der SBZ 45 %. 
Die Sieger verpflichten sich zwar, während der Besatzungszeit "Deutschland als eine einzige 
wirtschaftliche Einheit" zu behandeln, riegeln aber schon bald ihre Besatzungsgebiete vonein-
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ander ab. Sie erklären auch, sie wollten "dem deutschen Volk genügend Mittel übrig lassen, 
um es in die Lage zu versetzen, ohne fremde Hilfe zu bestehen", ihre Maßnahmen aber ma-
chen das völlig unmöglich. ...<< 
Prof. Dr. Helmuth G. Dahms berichtete über die Potsdamer Konferenz (x090/306): >>Moskau 
hatte die Einladung Frankreichs zur Potsdamer Konferenz hintertrieben. Die sowjetische Posi-
tion verbesserte sich auch, als Churchill infolge des Ausgangs der britischen Wahl abgelöst 
wurde. Stalin rechnete nur mit Truman als gleichwertigen Verhandlungspartner, von dem be-
kannt war, daß er die nordamerikanischen Truppen schon bald aus Europa zurückziehen woll-
te. 
Trumans Berater durchschauten die Absichten des sowjetischen Diktators. Der Präsident 
schloß deshalb einen Formelkompromiß. Jede Besatzungsmacht erhielt das Recht, sich aus 
der Reparationsmasse der eigenen Zone zu bedienen. Die UdSSR sollten zusätzlich 10 % der 
westlichen Entnahmen erhalten, weitere 15 % im Austausch gegen Nahrungsmittel, Kohle und 
Kalisalz. 
Das Verlangen, die willkürlich gezogene polnische Westgrenze anzuerkennen, lehnten die 
Westmächte ab. Allerdings galten die deutschen Ostprovinzen nun nicht länger als "Teil der 
SBZ". Eine neue Definition der Oder-Neiße-Linie erlaubte Stalin sogar, noch mehr Gebiet - 
Stettin und Swinemünde mit 850 qkm - der polnischen Verwaltung zu überlassen.  
Der westliche Vorbehalt, die Grenzfrage bis zur Friedenskonferenz zurückzustellen, wurde 
weiter erschwert durch den Beschluß, alle Deutschen >>in Polen, der Tschechoslowakei und 
Ungarn<< auszusiedeln, denn damit waren auch die Bewohner der Ostprovinzen gemeint. ... 
Nicht nur Kriegsverbrecher, auch Personen, die an "nazistischen Maßnahmen" teilgenommen 
hatten, sollten interniert und vor Gericht gestellt werden. 
Die Siegermächte wollten im Kontrollrat gemeinsam und einstimmig beschließen, aber jede 
(Macht) auch für sich allein entscheiden. Sie sicherten den Menschen in ihren Besatzungszo-
nen gleiche Behandlung zu, doch diese war von vornherein unmöglich, weil die Konferenz 
kein einheitliches Reparationsgebiet schuf und an dem sowjetischen Sonderweg nichts auszu-
setzen fand. 
Das "Potsdamer Abkommen" vom 2. August 1945 war kein völkerrechtlich bindender Ver-
trag. Verschiedene Textstellen hatten lediglich den Charakter vager Absichtserklärungen. Der 
"Protokoll" genannte Schriftsatz wurde nicht ratifiziert. Frankreich verweigerte dem beschlos-
senen Aufbau deutscher "Zentralbehörden" seine Zustimmung und forderte zuerst die Abtre-
tung des Rheinlandes, des Saar- und Ruhrgebietes.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Unrechtmäßigkeit der Inbesitznahme Ostdeutschlands (x001/106E): >>Seit dem 
Potsdamer Abkommen, erstmalig durch Churchills Rede vom 6.3.1946 in Fulton, dann die 
Rede des damaligen britischen Außenministers Bevin im Unterhaus am 25.07.1946 und 
schließlich durch die Ansprache des damaligen amerikanischen Staatssekretärs für auswärtige 
Angelegenheiten J. F. Byrnes in Stuttgart am 6.9.1946, haben die Westmächte immer wieder 
die Unrechtmäßigkeit der Inbesitznahme Ostdeutschlands durch den polnischen Staat betont, 
und an der im Potsdamer Abkommen niedergelegten Bestimmung festgehalten, daß die end-
gültige Regelung der polnischen Westgrenze erst in einem Friedensvertrag mit Deutschland 
geschehen könne ...<< 
 
"Umsiedlung" bzw. Vertreibung der Deutschen 

>>Verflucht sei, wer seines Nächsten Grenze verrückt! ...<< (5. Mose 27, 17) 

Im Verlauf der Potsdamer Konferenz hatte man zwar ausdrücklich festgelegt, daß die "Aus-
weisungen" in geordneter und humaner Weise durchgeführt werden sollten, aber obwohl die 
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Vertreiberstaaten ständig versicherten, daß sie die Umsiedlungen vereinbarungsgemäß durch-
führen würden, hielt sich oftmals niemand an diese Zusagen.   
Die schwersten Vertreibungsverbrechen ereigneten sich zwar bei den "wilden Austreibungen" 
vor dem Abschluß des Potsdamer Abkommens, aber auch im Verlauf der "planmäßigen Um-
siedlungen" kam es zu zahllosen brutalen Mißhandlungen und völlig überflüssigen Gewaltta-
ten. Diese Verbrechen wurden von kriminellen Zivilisten, organisierten Banden und Eisen-
bahnern, aber auch sehr oft von Milizangehörigen, also von Hütern der öffentlichen Ordnung, 
begangen.  
Noch ehe der Alliierte Kontrollrat am 20. November 1945 einen Verteilungs- bzw. Auswei-
sungsplan für die Übersiedlung der Deutschen bekanntgeben konnte, hatten die polnischen 
und tschechischen Behörden z.B. schon längst mehrere hunderttausend Deutsche über die 
Oder-Neiße-Linie getrieben. Die staatlichen Umsiedlungsorganisationen kümmerten sich ge-
wöhnlich nicht um die Überwachung der zugesagten "humanen Umsiedlung", sondern man 
bemühte sich vor allem um die Beschlagnahmung des deutschen Eigentums und überwachte 
die Sicherung des zurückgelassenen Besitzes der Deutschen. Die Zerstörung von Vermögens-
gegenständen durch die deutschen Eigentümer und Plünderungen wurden deshalb mit aller 
Härte durch Standgerichte bestraft.  
In erster Linie wurden lästige Elemente (arbeitsunfähige ältere Menschen, Behinderte, Kinder, 
unqualifizierte Arbeiter und bereits enteignete Deutsche) ausgesiedelt. Deutsche Spezialisten, 
die z.B. in der Versorgungswirtschaft (Elektrizitäts-, Gas- oder Wasserwerke), in Kranken-
häusern und Fabriken benötigt wurden, um die Produktion zu gewährleisten, wurden jahrelang 
von der Aussiedlungsaktion ausgeschlossen. 
Die staatlich organisierte Aussiedlungsaktion der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
Ost-Mitteleuropas wurde mehrheitlich in den Jahren 1945 bis 1948 durchgeführt und endete 
im Jahre 1951. Im Winter 1945/46 wurden die Vertreibungstransporte unter besonders kata-
strophalen Umständen abgewickelt. Frauen, Kinder und alte Menschen wurden trotz eisiger 
Kälte ohne ausreichende Kleidung und Verpflegung in den Westen abgeschoben.  
Während der tagelangen Transporte in ungeheizten Viehwaggons erfroren oder verhungerten 
Tausende. Diese Vertreibungskatastrophen wurden kaum beachtet, denn im Verlauf des Zwei-
ten Weltkrieges waren die Menschen meistens hoffnungslos abgestumpft und verroht. In den 
gnadenlosen Kriegsjahren hatten sie zu viel Elend und Leid gesehen oder persönlich erlebt. 
Erst nachdem Nordamerikaner und Briten im Jahre 1946 gegen die unmenschlichen Trans-
portbedingungen protestierten, wurde die Behandlung der deutschen Vertriebenen erträglicher 
und die Sterblichkeits- und Krankheitsrate sank beträchtlich.    
Die Vertreibung bzw. "Umsiedlung" der Deutschen wurde von 1945-1951 in mehreren Etap-
pen durchgeführt:  
Polen und ehemalige deutsche Ostgebiete = 1945 rd. 650.000, 1946 rd. 2.000.000, 1947 rd. 
500.000, 1948 rd. 150.000, 1949 rd. 150.000 und 1950-1951 rd. 50.000 vertriebene Volks- 
und Ostdeutsche (x001/155E).  
Böhmen und Mähren = 1946-1950 rd. 2.909.000 vertriebene Sudeten- und Karpatendeutsche 
(x004/135).  
Ungarn = 1946-1948 rd. 200.000 vertriebene Volksdeutsche (x008/72E). 
Die "Umsiedlung" der Deutschen erfolgte nachweislich nicht in der vereinbarten "geordneten 
und humanen Weise", denn während dieser zwangsweisen Bevölkerungsverschiebung von 
Millionen von wehrlosen Volks- und Ostdeutschen ereigneten sich unfaßbare barbarische 
"Verbrechen gegen die Menschlichkeit", denen Hunderttausende zum Opfer fielen. Da die 
westlichen Alliierten als Sieger- bzw. Besatzungsmächte Regierungsverantwortung übernah-
men und der sog. "Umsiedlung" zustimmten, zählen sie neben der Sowjetunion und den Ver-
treiberstaaten zwangsläufig zu den Mitverantwortlichen der Vertreibungsverbrechen, denn die 
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leichtfertigen Beschlüsse der Potsdamer Konferenz verstießen zweifelsfrei gegen das Völker-
recht ("Verbrechen gegen die Menschlichkeit").  
Im Jahre 1952 erklärten z.B. Völkerrechtler des "Instituts de Droit International", daß die im 
Potsdamer Abkommen enthaltenen Passagen über die Ausweisung der Deutschen völker-
rechtswidrig waren (x150/21). 
Die Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen aus Ost-Mitteleuropa konnten in Mittel- 
und Westdeutschland nirgends ausreichend verpflegt oder untergebracht werden, denn nach 
dem Zweiten Weltkrieg lag das Deutsche Reich größtenteils in Schutt und Asche.  
Die Großstädte, die Betriebe sowie das Verkehrs- und Nachrichtenwesen waren mehrheitlich 
zerstört. Überall herrschten chaotische Zustände. Hunger, Not, Elend und ständige Überle-
benskämpfe bestimmten die Nachkriegszeit der Deutschen. Obgleich die Vereinten Nationen 
täglich 2.650 Kalorien für notwendig hielten, betrug die offizielle Tagesration der Deutschen 
in der ersten Nachkriegszeit höchstens 1.500 Kalorien und diese Hungerrationen sanken oft-
mals noch erheblich unter 1.000 Kalorien (x062/584). Im Ruhrgebiet waren Ende 1945 etwa 
80 % aller Deutschen unterernährt, 50 % litten an Hungerschäden und 40 % waren tuberkulo-
segefährdet.   
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden z.B. vom 10. Dezember 
1945 bis 6. Januar 1946 täglich lediglich 1.699 bzw. 1.521 Kalorien zugeteilt, obgleich ein 
Erwachsener, der eine normale körperliche Tätigkeit ausübte, täglich rd. 3.000 Kalorien benö-
tigte. Die Jahre 1946 und 1947 brachten keine Besserung, so daß die Deutschen weiterhin 
hungern mußten. In der nordamerikanischen und britischen Zone betrugen die Lebensmittel-
zuteilungen für den "Normalverbraucher" nicht einmal 50 % des Mindestbedarfs.  
Im November 1945 gründete man in Nordamerika die private CARE-Hilfsorganisation, um 
die Nachkriegsnot in Europa und vor allem in Deutschland zu lindern. Die ersten Hilfsliefe-
rungen erfolgten aber erst im Juni 1946, nachdem der US-Militärgouverneur am 5. Juni 1946 
den "CARE-Vertrag" unterzeichnet hatte. In den ersten 12 Monaten nach Aufnahme des Post-
verkehrs trafen fast 11 Millionen CARE-Pakete aus Nordamerika ein, die durch den "Deut-
schen Zentralausschuß für die Vereinigung ausländischer Liebesgaben" verteilt wurden. Diese 
Hilfsmaßnahmen konnten die katastrophalen Lebensverhältnisse der deutschen Zivilbevölke-
rung zwar nicht entscheidend verändern, aber jedes CARE-Paket brachte den verzweifelten 
Menschen wenigstens Hoffnung und Zuversicht.  
Victor Gollancz (britischer Verleger, der persönlich unter dem Antisemitismus des NS-
Regimes gelitten hatte) kritisierte die ungenügende Lebensmittelversorgung in der britischen 
Zone (x131/101-102): >>Ich möchte hungernden Deutschen etwas zu essen geben, und ich 
möchte Ihnen nicht aus politischen Erwägungen heraus etwas zu essen geben, sondern weil sie 
mir leid tun. Und ich bin fest davon überzeugt, daß ich damit nicht alleine dastehe. ...  
Schenkte man den Männern unseres öffentlichen Lebens Glauben, dann müßte man meinen, 
daß Mitleid und Barmherzigkeit ausgesprochen schändlich seien, und das Eigennutz eine 
grundlegende ethische Pflicht sei. ... Der Gedanke an Epidemien in Deutschland ist mir uner-
träglich, ... weil sie furchtbar sind für die Menschen, die von ihnen heimgesucht werden. ... 
Es war kein Vergnügen, dies alles zu schreiben. Ich habe es mit einem immer stärker werden-
den Gefühl der Scham geschrieben, das, wie ich mit Sicherheit glaube, sehr viele meiner Leser 
teilen werden, und ich wage zu hoffen, daß es eine Mehrheit ist.<< 
Wer keine Verwandten im Westen hatte, mußte sehen, wo er unterkam. Die einheimischen 
Hauseigentümer und Mieter von großen Wohnungen mußten Räume an die unerwünschten 
Landsleute abtreten. Während dieser Zwangseinweisungen kam es ständig zu Reibereien mit 
den Einheimischen, denn fast niemand wollte die Fremden freiwillig aufnehmen. In vielen 
Landkreisen und Gemeinden mußte man Wohnräume mit Waffengewalt beschlagnahmen, um 
die Neuankömmlinge unterzubringen. Die gewaltsamen Beschlagnahmungen bzw. die will-
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kürlichen Zwangseinweisungen führten oftmals zu offenen Feindseligkeiten zwischen den 
Einheimischen und Vertriebenen. Trotz der Beschlagnahmung von Quartieren erhielten die 
Flüchtlinge und Vertriebenen in den zahllosen Lagern vielerorts nur Notunterkünfte. Dort 
mußten sie wegen fehlender Quartiere notgedrungen jahrelang wohnen.  
Das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr in Schleswig-Holstein berichtete z.B. im Jahre 
1947 (mit Erlaubnis der britischen Militärregierung) über die Wohnungsnot der Vertriebenen 
(x153/25): >>Sie wohnen dort nicht etwa, sie liegen auf Brettern in Mäntel und Decken ge-
hüllt, sofern sie welche besitzen. Sie frieren und warten, daß der Winter vorübergehen würde, 
und warten auf den Tod, der sie von ihren Leiden erlöst. Das ist der Lebensstandard der 
Flüchtlinge, nicht aller, aber Hunderttausender, in Schleswig-Holstein.<< 
 


